
Abänderungsanl"f!Hl 

§ 53 Abs 3 GOG-NR _
_ 

_ 

der Abgeordneten Sonja Hammerschmid, 

Genossinnen und Genossen 

zum Bericht des Unterrichtsausschusses (647 d.B.) über den Antrag 87l1A der Abgeordneten Mag. Dr. 

RudolfTaschner, Wendelin Mölzer, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 

das Bildungsinvestitionsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der der Bericht des Unterrichtsausschusses (647 d.B.) über den Antrag 87l1A der Abgeordneten Mag. 
Dr. Rudolf Taschner, Wendel in Mölzer, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Bildungsinvestitionsgesetz geändert wird, angeschlossene Gesetzentwurf wird wie folgt 
geändert: 

,,1. In Ziffer 4 lautet § 2 Abs. 1 erster Satz: 

"Der Bund stellt für den Freizeitbereich im Rahmen der schulischen Tagesbetreuung sowie für 
außerschulische Betreuungsangebote an ganztägigen Schulformen auch in den Ferienzeiten, welche 

Gratisnachhilfe und Lemunterstützung beinhaltet, in den Schuljahren 2019/20 bis 2025/26 den Betrag 
von insgesamt 750 Millionen Euro zur Verfügung." 

2. In Ziffer 4 § 2 Abs. 1 lautet die Tabelle: 

2020 und 2021 2022 bis 2025 2026 

je 65.000.000,0 je 60.000.000,0 58.000.000,0 

3. Ziffer 4 § 2 Abs. 2 lautet: 

(2) Die Beträge gemäß Abs. 1 werden je Bundesland wie folgt aufgeteilt: 

2020 2021 2022 bis 2025 2026 

Gesamtsumme Gesamtsumme Gesamtsumme Gesamtsumme 
in Euro in Euro in Euro in Euro 

(höchstens) (höchstens) (höchstens) (höchstens) 

Burgenland 2.206.236,5 2.206.236,5 2.036.526,0 1.968.641,8 
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Kärnten 4.347.826,0 4.347.826,0 4.013.377,8 3.879.598,5 

Niederästerreich 12.496.626,4 12.496.626,4 11.535.347,4 11.150.835,8 

Oberästerreich 10.965.819,8 10.965.819,8 10.122.295,2 9.784.885,4 

Salzburg 4.111.978,7 4.111.978,7 3.795.672,6 3.669.150,2 

Steiermark· 9.386.132,6 9.386.132,6 8.664.122,4 8.375.318,3 

Tirol 5.4 79 .870,5 5.479.870,5 5.058.342,0 4.889.730,6 

Vorarlberg 2.861.368,9 2.861.368,9 2.641.263,6 2.553.221,5 

Wien 13.144.140,8 13.144.140,8 12.133.053,0 11.728.617,9 

Österreich 65.000.000,0 65.000.000,0 60.000.000,0 58.000.000,0 

4. In Ziffer 4 § 2 Abs. 3 wird die Wendung "Jahr 2033"durch "Jahr 2026" und die Wendung "Jahr 2022" 

durch "Jahr 2026" ersetzt. 

5. In Ziffer 4 § 2 Abs. 4 wird die Wortfolge "die Ferienbetreuung im Zusammenhang mit neu 

geschaffenen Betreuungsplätzen" durch die Wortfolge" die Ferienbetreuung sowie Gratisnachhilfe und 
Lemunterstützung" ersetzt. 

6. In Ziffer 4 § 2 Abs. 4a wird die Wortfolge "bestehende außerschulische Betreuungsangebote" durch 

"bestehende außerschulische Betreuungsangebote sowie Gratisnachhilfe und Lemunterstützung in den 
Ferien" ersetzt. 

7. In Ziffer 4 § 2 Abs. 5 wird die Wendung "des Schuljahres 2018/19" durch "der Schuljahre 2017/18 

und 2018/19" ersetzt. 

8. In Ziffer 6 § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge "für außerschulische Betreuungsangebote an ganztägigen 
Schulformen" durch "tUr außerschulische Betreuungsangebote sowie Gratisnachhilfe und 

Lemunterstützung an ganztägigen Schulformen" ersetzt. 

9. In Ziffer 8 § 5 Abs. 3 wird der letzte Satz gestrichen. 

10. Ziffer 8 § 5 Abs. 5 lautet: 

(5) Bei der Festsetzung der Beiträge tUr die Betreuung im Betreuungsteil ganztägiger Schulformen 

ist auf eine Entlastung der Erziehungsberechtigten insbesondere durch eine soziale Staffelung Bedacht 
zu nehmen. 

11. Ziffer 8 § 5 Abs. 6 entfällt, die Abs. 7 bis 11 werden zu Abs. 6 bis 10. 

12. In Ziffer 8 wird im neuen Abs. 6 (vormals Abs. 7) die Wortfolge "Ausbau der schulischen Tagesbetreuung 
und der Ferienbetreuung" durch "Ausbau der schulischen Tagesbetreuung und der Ferien:b treuung sowie 
Gratisnachhilfe und Lemunterstützung" ersetzt. 
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Begründung 

Zu Z2 und Z3: 

Das Bildungsinvestitionsgesetz, BGBI. Nr. 8/2017 hatte bei Beschlussfassung im Jänner 2017 das Ziel, 

ein tlächendeckendes Angebot an schulischer Tagesbetreuung (auch in verschränkter Form) in einem 
Umkreis von maximal 20 km zum Wohnort zur Verfügung zu stellen. Weiters sollte auch das 

außerschulische Betreuungsangebot während der Ferienzeiten ausgebaut werden. Dieses Ziel sollte bis 

2025 erreicht werden. Dazu steht insgesamt ein Betrag von 750 Millionen Euro zur Verfügung. 

Gegenfinanziert wird dies durch die Abschlagszahlung der Bankenmilliarde iHv. 1 Mrd. Euro. Die 

ÖVPIFPÖ Regierung hat 2018 allerdings den Ausbau durch die Halbierung der jährlich für den Ausbau 
zur Verfügung gestellten Mitteln bzw. Verschiebung der Auszahlungen bis zum Jahr 2032 drastisch 
gebremst. Im vorgelegten Antrag 8711A werden die Auszahlungen um ein weiteres Jahr auf 2033 

verschoben. Dabei ist zu beachten, dass dringend Maßnahmen zur Verbesserung von Familie Beruf zu 
setzen sind - und nicht erst in mehr als zehn Jahren. Gleiches gilt für pädagogische Vorteile, die sich 
durch den Ausbau ganztägiger Schulformen erzielen lassen. 

Zu betonen ist außerdem, dass mit der vorgeschlagenen Novelle der Mechanismus der 
Mittelbereitstellung verändert werden soll und dadurch das Abrufen der Mittel erleichtert werden soll. 

Es ist daher insgesamt nicht einzusehen, warum die vorhandenen Mittel iHv. 750 Mio. Euro nicht ehest 
mögl ich für einen raschen Ausbau zur Verfügung gestellt werden sollen, um so die genannte Zielsetzung 

eines flächendeckenden Angebots an ganztägigen Schulformen, das von 40% der Kinder von 6 bis 15 

Jahren genutzt wird, sobald als möglich zu erreichen. 

Zu Z 1, Z 3 bis 8, Z 10 bis 12: 

Bisher wurde in der Novelle der Fokus auf die Ferienbetreuung gelegt, nicht aber auf Lernunterstützung 
im Rahmen der Ferienbetreuung - insbesondere natürlich jene in den Sommerferien. Viele SchülerInnen 

müssen auch in den Ferien lernen, da sie etwa zum Schulbeginn eine Nachprüfung haben, um in die 
nächste Schul stufe aufsteigen zu können, oder um generell Defizite aufholen zu können. Eine fachliche 

Unterstützung ist fiir den rascheren Lernerfolg oftmals von entscheidender Bedeutung, scheitert aber 

mitunter an den finanziellen Möglichkeiten des Elternhauses. Daher wird gesetzlich klargestellt dass 

den Ländern explizit auch Gelder für den Ausbau von Gratisnachhilfe und Lemunterstützung bereit 
gestellt wird. 

ZuZ9: 

Da das derzeitige Angebot an ganztägigen Schulformen insbesondere im ländlichen Raum schlecht 

ausgeprägt ist, wurde die Kopplung zusätzlicher Investitionen an die demographische Entwicklung 
wieder gestrichen. Dies ist nicht nur für kleine Schulstandorte problematisch, sondern verstärkt 

derzeitige Tendenzen der Landflucht zusätzlich: junge Familien werden sich dann im ländlichen Raum 

niederlassen bzw. bleiben, wenn sie auch entsprechende Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf vorfinden. Dazu zählt auch das Angebot an ganztägigen Schulformen. 
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